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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 6 KA 21/11 B 
 
L 1 KA 12/10 (LSG Hamburg) 
S 7 KA 142/06 (SG Hamburg) 
 
 
 
…………………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
 
 
 

g e g e n 
 
 
Kassenzahnärztliche Vereinigung Hamburg, 
Katharinenbrücke 1, 20457 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………... 
  
 
 

 

Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat am 31. März 2011 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  W e n n e r   sowie den Richter   Prof. Dr.  C l e m e n s  

und die Richterin   Dr.  D ü r i n g   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Landes-

sozialgerichts Hamburg vom 13. Januar 2011 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Kläger trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 

 

Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 41 716 Euro festgesetzt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der zur vertragszahnärztlichen Versorgung zugelassene Kläger wendet sich gegen Honorarein-

behalte für das Jahr 2004. Sein Widerspruch war ebenso erfolglos wie seine Klage (Urteil vom 

21.4.2010) und die Berufung (Beschluss vom 13.1.2011). Mit seiner Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Beschluss des LSG macht der Kläger die grundsätzliche Be-

deutung der Rechtssache geltend (Zulassungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 1 SGG). 

 

 

II 

 

Die Beschwerde des Klägers hat keinen Erfolg. Sie ist bereits unzulässig. Ihre Begründung ent-

spricht nicht den aus § 160a Abs 2 Satz 3 SGG abzuleitenden Anforderungen.  

 

Für die Geltendmachung der grundsätzlichen Bedeutung einer Rechtssache muss gemäß den 

aus § 160a Abs 2 Satz 3 SGG abzuleitenden Darlegungsanforderungen in der Beschwerde-

begründung eine konkrete Rechtsfrage in klarer Formulierung bezeichnet (vgl BVerfGE 91, 93, 

107 = SozR 3-5870 § 10 Nr 5 S 31; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 21 S 37 f) und ausgeführt 

werden, inwiefern diese Rechtsfrage in dem mit der Beschwerde angestrebten Revisionsver-

fahren entscheidungserheblich (klärungsfähig) sowie klärungsbedürftig ist. Es muss ersichtlich 

sein, dass sich die Antwort nicht ohne Weiteres aus der bisherigen Rechtsprechung ergibt. Bei 

einer Revisions-Nichtzulassungsbeschwerde ist es Aufgabe des Prozessbevollmächtigten, die 

einschlägige Rechtsprechung aufzuführen und sich damit zu befassen; eine Beschwerdebe-

gründung, die es dem Gericht überlässt, die relevanten Entscheidungen zusammenzusuchen, 

wird den Darlegungserfordernissen des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG nicht gerecht. Auch lediglich 

kursorische Hinweise ohne Durchdringung des Prozessstoffs reichen nicht aus (vgl BVerfG 

<Kammer>, DVBl 1995, 35). Diese Anforderungen sind verfassungsrechtlich unbedenklich 

(s die zitierte BVerfG-Rspr und zB BVerfG <Kammer> SozR 3-1500 § 160a Nr 7 S 14).  

 

Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung nicht im Ansatz. Der Kläger be-

zeichnet schon keine konkrete Rechtsfrage, die in dem angestrebten Revisionsverfahren 

geklärt werden soll. Er stellt vielmehr lediglich die eigene Rechtsauffassung derjenigen des 

LSG entgegen. Soweit er vorträgt, die Begrenzung der Gesamtvergütung sei 

verfassungsrechtlich unzulässig, fehlt es an jeglicher Auseinandersetzung mit der 

einschlägigen Rechtsprechung des BVerfG und des BSG.  
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Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs 1 Satz 1 Halbsatz 3 SGG iVm §§ 154 ff VwGO. 

Als unterlegener Beteiligter hat der Kläger auch die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu tra-

gen (§ 154 Abs 2 VwGO).  

 

Die Festsetzung des Streitwerts entspricht der Summe der Honorareinbehalte (§ 197a Abs 1 

Satz 1 Halbsatz 1 SGG iVm § 63 Abs 2 Satz 1, § 52 Abs 3, § 47 Abs 1 und 3 GKG). 
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